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Kolumne

Wenn die Demokratie zu demokratisch wird

Wenn es eine Hitparade der beliebtesten
politischen Begriffe gäbe, stünden Freiheit
und Demokratie bestimmt zuoberst. Dass
Politik allen Menschen möglichst viel Freiheit

ermöglichen soll und dass dies anders
als demokratisch nicht geschehen kann,
hat sich als Anspruch sozusagen weltweit
durchgesetzt. Selbst ein autoritärer Politiker

kann heute kaum überleben ohne die
Behauptung, Demokrat zu sein.

Wie demokratisch sind die real
existierenden Demokratien?

Dass solchen Reden vielerorts ganz
andere Taten folgen, ist nicht zu übersehen.
Und dass Freiheit und Demokratie zu
einem Vorrecht von Privilegierten verkommen,

wenn nicht auch die Gerechtigkeit als
gleichwertiger politischerAnspruch
hinzukommt, ist uns ebenfalls bewusst. Die
Spitzenwerte für Freiheit und Demokratie in
der politischen Begriffshitparade bekommen

gleichsam einen schalen Geschmack,
wenn Werte wie Solidarität, Gerechtigkeit
oder Chancengleichheit erst weit hinten
plaziert sind.

Zwar gibt es durchaus reale Fortschritte
für die Demokratie. So ist weltweit innert
25 Jahren die Zahl der autoritär regierten
Staaten um über die Hälfte zurückgegangen:

1975 wurden mindestens 68 Prozent
aller Staaten auf dieser Erde autoritär
regiert; heute glauben immerhin nur noch 26
Prozent der Regierenden, ohne regelmässige,

freie und faire Wahlen sowie ohne
Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit
herrschen zu können. Millionen von
Menschen leben heute freier als vor 25 Jahren.

Doch wie frei ist für sie die real existierende

Freiheit? Wie demokratisch sind all
die Systeme, die sich demokratisch
nennen? Und welche Perspektiven zeichnen
sich für die Entwicklung von Freiheit und
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Demokratie in den kommenden 25 Jahren
ab?

Weltweit ist die zunehmende Entmachtung

der Politik durch die Ökonomie
offensichtlich. Das «Reich der Freiheit», die
Politik, wo jede und jeder die gleichen Rechte
haben, wird real immer kleiner, und das
«Reich der Notwendigkeit», die kapitalistische

Wirtschaft, wo die Ungleichheit und
das Recht des Stärkeren die Geschäftsgrandlage

bilden, wird immer grösser. Den
transnationalen Märkten vermögen die
nationalen Demokratien, selbst wenn die
Mehrheit ihrer Bürgerinnen und Bürger
dies wollte, keine Grenzen zu setzen, die
für eine sozial- und umweltverträgliche
Entwicklung notwendig wären. Trotzdem
scheiterten bisher auch minimale
Bestrebungen, transnationale demokratische
Institutionen zu schaffen. Wobei im Hinblick
auf entsprechende Reformen der UNO
oder der EU der Druck von «unten», von
vielfältigen Bürgerbewegungen und
engagierten Gruppen, noch fast gänzlich fehlt.

Zwar sind nicht nur in Westeuropa
Bewegungen zu beobachten, die sich mit einer
Beschränkung der demokratischen
Mitwirkungsrechte auf periodische Wahlen nicht
länger zufrieden geben. Trotzdem werden
die Gewichte zunehmend von den
Parlamenten auf die Regierenden und die
Verwaltungen verschoben. Und die
programmatischen Ziele der grossen Parteien werden

sich immer ähnlicher, die Alternativen
in den Wahlen immer kleiner. Sie reduzieren

die Freiheit der Stimmberechtigten auf
die Freiheit der Konsumentin oder des
Konsumenten, zwischen Angeboten
auswählen zu dürfen, die sich real etwa so
voneinander unterscheiden wie Coca-Cola
und Pepsi-Cola.

Aber Freiheit lässt sich nicht konsumieren,

frei sein kann nur, wer selber mit
seinesgleichen handelt und politisch tätig



wird. Die Demokratie wollte uns die Freiheit

verschaffen, auf unsere Existenz selber
einwirken zu können, das gesellschaftliche
Leben nicht länger als Schicksal zu
empfinden oder von Gott oder Königen geprägt
zu sehen. Demokratie bedeutet also
ungleich mehr als die Möglichkeit, jene zu
wählen, die an unserer-Stelle über uns
bestimmen sollen.

Vor einem Demokratieabbau
im Kanton Zürich?

Dass solche Überlegungen auch in der
Schweiz alles andere als bedeutungslos
sind, kann durch zahlreiche Beispiele
illustriert werden. Ich möchte dies für einmal
nicht anhand der Bundesebene tun, wo
bundesrätliche Bestrebungen, im
Zusammenhang mit der Verfassungsreform die
Partizipation der Bürgerinnen und Bürger
zu erschweren, bis jetzt sich in den
vorberatenden Kommissionen glücklicherweise
nicht durchsetzen konnten. Besonders relevant

scheint mir eine Grandsatzdebatte
überAnsprach und Wirklichkeit der Demokratie

vor allem im Kanton Zürich zu sein,
der sich 1869 noch als der demokratischste
aller schweizerischen Gliedstaaten
bezeichnen durfte und die Bundesverfassungsrevision

von 1872-1874 massgeblich
beeinflusst hat.

Ich denke vor allem an die sommerlichen
Vorschläge des freisinnigen Zürcher
Finanzdirektors Honegger, eine «Ausgabenbremse»

über eine Art Notrecht zu schaffen,

das zur Realisierung eines
ausgeglichenen Finanzhaushaltes erst das
Parlament und später auch die Regierung
ermächtigen würde, «AusgabenVerpflichtungen

aus Volksabstimmungen oder
Beschlüsse des Kantonsrates für zwei Jahre
einzuschränken oder auszusetzen» Die SP
hat ihm darauf «diktatorische Allüren»
vorgeworfen, und sogar die NZZ meinte,
Honegger Verstösse «in bedenklicher Weise

gegen demokratische Grundsätze und
Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit». Es darf
also damit gerechnet werden, dass die
Zürcher Regierung in dieser Sache auf
entschiedenen Widerstand stossen wird.

Weniger gewiss ist der Ausgang der
Bemühungen der gleichen Zürcher Regierung,

eine andere Säule des kantonalen
Verfassungsrechts, das obligatorische
Gesetzesreferendum, zu fällen. Dieses führt
uns zurück auf das Freiheitsverständnis
von Rousseau und der Französischen
Revolution, wonach freie Bürger und Bürgerinnen

nur denjenigen Gesetzen folgen
müssen, die sie selber mitbestimmt haben.
Daraus entstand 1869 in der bis heute
geltenden Zürcher Verfassung die damals
revolutionäre Formulierung, dass das Volk
«im Zusammenwirken mit dem Kantonsrat
die gesetzgebende Gewalt ausübt» - und
nicht etwa umgekehrt, das Parlament im
Zusammenwirken mit dem Volk.

Gewiss gibt es gute Gründe, dieses Prinzip

zu relativieren. Die zwei gewichtigsten
wären: Es führt zu allzu vielen unbestrittenen

und unbedeutenden Volksabstimmungen
sowie zur Verlagerung auf regierungs-

rätliche Verordnungen, die der Mitwirkung
sowohl des Parlaments als auch der
Stimmberechtigten entzogen sind. Deshalb würde
ich mich der Aufhebung des obligatorischen

Gesetzesreferendums nicht
widersetzen, jedoch nur unter der Bedingung,
dass die Hürdefür das fakultative Referendum

auch für die Stimmberechtigten
gesenkt würde, also beispielsweise statt der
vorgesehenen 5000 Unterschriften in 60
Tagen «nur» 3000 benötigte. Indessen
sorgt sich die Regierung in ihrer Weisung
nur um die Hürde des Behördenreferendums

und meint, beschönigend schreiben
zu können, dies sei «kein Abbau der
direktdemokratischen Mitwirkungsrechte,
sondern deren zeitgemässer Umbau».

Der Zürcher Regierung und vielen anderen

Demokratinnen und Demokraten wäre
heute noch eine andere Erkenntnis in
Erinnerung zu rufen. Sie stammt von Perikles,
der schon vor mehr als 2000 Jahren wusste,
dass die Demokratie jene Staatsform ist, in
welcher «die Diskussion nicht als Bremsklotz

politischen Handelns, sondern als
unentbehrliche Voraussetzung jeder weisen

Entscheidung betrachtet wird».

Andreas Gross
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